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(Nr. 2393.) Geſetz über das Auswanderungsweſen. Vom 9. Juni 1897. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, Koͤnig 
von Preußen 2c. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt. 


I. Unternehmer. 


Wn 


Wer bie Beförderung von Auswanderern nach außerdeutſchen Ländern 
betreiben will Unternehmer), bedarf hierzu der Erlaubniß. 


F. 2. 
Zur Ertheilung oder Verſagung der Erlaubniß iſt der Reichskanzler unter 
Zuſtimmung des Bundesraths zuſtändig. 


Se. 

Die Erlaubniß iſt in der Regel nur zu ertheilen: 

a) an Reichsangehörige, welche ihre gewerbliche Niederlaſſung im Reichs— 
gebiete haben; 

p) an Handelsgeſellſchaften, eingetragene Genoſſenſchaften und juriſtiſche 
Perſonen, welche im Reichsgebiet ihren Sitz haben; an offene Handels— 
geſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf 
Aktien jedoch nur, wenn ihre perſönlich haftenden Geſellſchafter ſämmtlich 
Reichsangehörige ſind. 
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F. 4. 

Ausländiſchen Perſonen oder Geſellſchaften, ſowie ſolchen Reichsangehörigen, 
welche ihre gewerbliche Niederlaſſung nicht im Reichsgebiete haben, darf die Er⸗ 
laubniß nur ertheilt werden, wenn ſie 

a) einen im Reichsgebiete wohnhaften Reichsangehörigen zu ihrem Bevoll⸗ 

mächtigten beftellen, welcher fie in den auf die Beförderung der Aus⸗ 
wanderer bezüglichen Angelegenheiten Behörden und Privaten gegenüber 
rechtsverbindlich zu vertreten hat, 

b) wegen der aus der Annahme und Beförderung der Auswanderer er⸗ 

wachſenden Rechtsſtreitigkeiten dem deutſchen Rechte und den deutſchen 
Gerichten ſich unterwerfen. 


N 
Vor Ertheilung der Erlaubniß hat der Nachſuchende eine Sicherheit im 
Mindeſtbetrage von fünfzigtauſend Mark zu beſtellen und im Falle beabſichtigter 
überſeeiſcher Beförderung den Nachweis zu führen, daß er Rheder iſt. 


F. D 

Die Erlaubniß iſt nur für beſtimmte Länder, Theile von ſolchen oder 
beſtimmte Orte und im Falle überſeeiſcher Beförderung nur für beſtimmte Ein⸗ 
ſchiffungshäfen zu ertheilen. 

F. 7. 

Bei Ertheilung der Erlaubniß an ſolche deutſche Geſellſchaften, welche ſich 
die Beſiedelung eines von ihnen in überſeeiſchen Ländern erworbenen Gebiets zur 
Aufgabe machen, ijt der Reichskanzler an die Vorſchriften des S. 5 nicht gebunden. 

Im Uebrigen können aus beſonderen Gründen Ausnahmen von den Zo, 
ſchriften des $. 5 zugelaſſen werden. 


wa: 

Die Erlaubniß berechtigt den Unternehmer zum Geſchäftsbetrieb im ganzen 
Reichsgebiete mit der Einſchränkung, daß er außerhalb des Gemeindebezirkes ſeiner 
gewerblichen Niederlaſſung und des Gemeindebezirkes ſeiner etwaigen Zweignieder⸗ 
laſſungen bei der Ausübung feines geſammten Geſchäftsbetriebs, ſoweit es ſich 
dabei nicht lediglich um die Ertheilung von Auskunft auf Anfrage oder um die 
Veröffentlichung der Beförderungsgelegenheiten und Beförderungsbedingungen 
handelt, ausſchließlich der Vermittelung feiner nach S. 11 ff. zugelaſſenen Agenten 
ſich zu bedienen hat. 

819. 

Der Unternehmer kann ſeine Befugniſſe zum Geſchäftsbetriebe durch Stell⸗ 
vertreter ausüben. Die Beſtellung eines ſolchen ijt erforderlich für die Geſchäfts— 
führung in Zweigniederlaſſungen. 
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Nach dem Tode des Unternehmers ſowie im Falle einer Vormundſchaft 
oder Pflegſchaft kann der Geſchäftsbetrieb noch längſtens ſechs Monate durch 
Stellvertreter fortgeſetzt werden. 

Die Beſtellung eines Stellvertreters bedarf der Genehmigung des Reichs— 
kanzlers. 

$. 10. 

Die den Unternehmern erteilte Erlaubniß kann unter Zuſtimmung des 
Bundesraths vom Reichskanzler jederzeit beſchränkt oder widerrufen werden. Die 
Genehmigung der Beſtellung eines Stellvertreters kann vom Reichskanzler jederzeit 
widerrufen werden. 


II. Agenten. 


Sap, 
Wer bei einem Betriebe der im F. 1 bezeichneten Art durch Vorbereitung, 
Vermittelung oder Abſchluß des Beförderungsvertrags gewerbsmäßig mitwirken 
will (Agent), bedarf hierzu der Erlaubniß. 


$. 12. : 
Die Erlaubniß wird von der höheren Verwaltungsbehörde ertheilt. Ze 
| 6. J. 


§. 13. e 

Die Erlaubniß darf nur extheilt werden an Reichsangehörige, welche im 

Bezirke der höheren Verwaltungsbehörde (S. 12) ihre gewerbliche Niederlaſſung 
oder ihren Wohnſitz haben und von einem zugelaſſenen Unternehmer (S. 1) be 
vollmächtigt find. 

Die Erlaubniß darf auch bei Erfüllung der vorſtehenden Erforderniſſe nicht 

ertheilt werden: 

a) wenn Thatſachen vorliegen, welche die Unzuverläſſigkeit des Nachſuchenden 
in Beziehung auf den beabfichtigten Geſchäftsbetrieb darthun, 

b) wenn einer den Verhältniſſen des Verwaltungsbezirkes der zuſtändigen 
Verwaltungsbehörde entſprechenden Anzahl von Perſonen die Erlaubniß 
zum Betriebe des Geſchäfts eines Auswanderungsagenten ertheilt oder 
ausgedehnt (S. 15) worden ift. 


$. 14. 
Vor Ertheilung der Erlaubniß hat der Nachſuchende eine Sicherheit im 
Mindeſtbetrage von fünfzehnhundert Mark zu beſtellen. 


$. 15. 


Die Erlaubniß berechtigt zum Geſchäftsbetrieb im Bezirke der bie Erlaubniß 
ertheilenden Behörde, wenn fie nicht auf einen Theil desſelben beſchränkt wird. 
74* 


„ 
TED 
XR 


— 4 — 


Im Einvernehmen mit dieſer Behörde kann jedoch dem Agenten die Ausdehnung 
ſeines Geſchäftsbetriebs auf benachbarte Bezirke von den für letztere zuſtändigen 
höheren Verwaltungsbehörden geſtattet werden. 

Sa) 

Für andere als den in ber Exlaubnißurkunde namhaft gemachten Unter: 
nehmer ſowie auf eigene Rechnung darf der Agent Geſchäfte der im A 11 be: 
zeichneten Art nicht beſorgen. 

H 


Dem Agenten iſt es unterſagt, ſeine Geſchäfte in Zweigniederlaſſungen, 
durch Stellvertreter oder im Umherziehen zu betreiben. 


$. 18. 
Die dem Agenten ertheilte Erlaubniß kann jederzeit beſchränkt oder wider: 
rufen werden. 

Die Erlaubniß muß widerrufen werden: 

a) wenn den Erforderniſſen nicht mehr genügt wird, an welche die Er⸗ 
theilung der Erlaubniß nach F. 13 Abſatz 1 gebunden ift; 

b) wenn Thatſachen vorliegen, welche die Unzuverläſſigkeit des Agenten in 
Beziehung auf den Geſchäftsbetrieb darthun; 

c) wenn die Sicherheit ganz oder zum Theil zur Deckung der auf ihr 
haftenden Anſprüche verwendet worden iſt und nicht binnen vier Wochen 
nach ergangener Aufforderung neu beſtellt oder ergänzt wird. 


Sunt, " 
Gegen bie auf Grund der SS. 11 bis 15 unb 18 von der höheren Ver⸗ 
waltungsbehörde getroffenen Verfügungen ift Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde 
zuläſſig. Die Friſt zur Einlegung der Beſchwerde beträgt zwei Wochen. 


III. Gemeinſame Beſtimmungen für Unternehmer und Agenten. 


F. 20. 

Die von den Unternehmern und von den Agenten beſtellten Sicherheiten 
haften für alle anläßlich ihres Geſchäftsbetriebs gegenüber den Behörden und 
gegenüber den Auswanderern begründeten Verbindlichkeiten ſowie für Geldſtrafen 
und Koſten. 

F. 21. 

Der Bundesrath erläßt nähere Beſtimmungen über den Geſchäftsbetrieb der 
Unternehmer und Agenten und deren Beaufſichtigung, namentlich auch 

a) über die von ihnen zu führenden Bücher, Liſten, ſtatiſtiſchen und 

ſonſtigen Nachweiſungen ſowie über die in Anwendung zu bringenden 
Vertragsformulare, 
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b) über die Art und Weiſe der Sicherheitsbeſtellung und die Bedingungen, 
welche über die Haftbarkeit ſowie über die Ergänzung und die Rückgabe 
der Sicherheit in die Beſtellungsurkunde aufzunehmen ſind. 


IV. Allgemeine Beſtimmungen über die Beförderung von 
Auswanderern. 


$. 22. 

Der Unternehmer darf Auswanderer nur befördern auf Grund eines vor 
her abgeſchloſſenen ſchriftlichen Vertrags. 

Den Auswanderern darf nicht die Verpflichtung auferlegt werden, den 
Beförderungspreis oder einen Theil desſelben oder ihnen geleiftete Vorſchüſſe nach 
ihrer Ankunft am Beſtimmungsorte zu zahlen oder zurückzuerſtatten oder durch 
Arbeit abzuverdienen; ebenſowenig dürfen ſie in der Wahl ihres Aufenthaltsorts 
oder ihrer Beſchäftigung im Beſtimmungslande beſchränkt werden. 


F. 23. 
Verboten iſt die Beförderung ſowie der Abſchluß von Verträgen über die 
Beförderung: 

a) von Wehrpflichtigen im Alter vom vollendeten ſiebzehnten bis zum 
vollendeten fünfundzwanzigſten Lebensjahre, bevor ſie eine Entlaſſungs⸗ 
urkunde (S. 14 des Geſetzes über die Erwerbung und den Verluſt der 
Bundes- und Staatsangehörigkeit vom 1. Juni 1870) oder ein Zeug⸗ 
nig der Erſatzkommiſſion darüber beigebracht haben, daß ihrer Zus, 


* 


wanderung aus dem Grunde der Wehrpflicht kein Hinderniß entgegenftebt ; 


by von Perſonen, deren Verhaftung oder Feſtnahme von einer Gerichts- 
7 ^ l 7 


oder Polizeibehörde angeordnet ijt; 

e) von Reichsangehörigen, für welche von fremden Regierungen oder von 
Koloniſationsgeſellſchaften oder ähnlichen Unternehmungen der Be⸗ 
förderungspreis ganz oder theilweiſe bezahlt wird oder Vorſchüſſe ge⸗ 
leiſtet werden; Ausnahmen von dieſer Beſtimmung kann der Reichs— 
kanzler zulaſſen. 


F. 24. 

Auswanderer, welche ſich nicht im Beſitze der nach §. 23, a erforderlichen 
Urkunde befinden, oder welche zu den im F. 23 unter b und c bezeichneten Per⸗ 
ſonen gehören, können durch die Polizeibehörden“ am Verlaſſen des Reichsgebiets 
verhindert werden. 2 R ' 

Die Polizeibehörden in den Hafenorten find befugt, die Unternehmer an 
der Einſchiffung von Perſonen zu verhindern, deren Beförderung auf Grund 
dieſes Geſetzes verboten iſt. 
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V. Beſondere Beſtimmungen für die überſeeiſche Auswanderung 
nach außereuropäiſchen Ländern. 


52. 

Verträge über die überſeeiſche Beförderung von Auswanderern müſſen auf 
Beförderung und Verpflegung bis zur Landung im außereuropäiſchen Aus⸗ 
ſchiffungshafen gerichtet ſein. Sie ſind auf die Weiterbeförderung und Ter 
pflegung vom Ausſchiffungshafen bis an das Auswanderungsziel zu erſtrecken, 
inſoweit dies bei der Ertheilung der Erlaubniß (S. 1) zur Bedingung gemacht iſt. 

Soll das Schiff in einem außerdeutſchen Hafen beſtiegen oder gewechſelt 
werden, ſo iſt dies in den Beförderungsvertrag aufzunehmen. 


S. 26. 
Der Verkauf von Fahrſcheinen an Auswanderer zur Weiterbeförderung von 
einem überſeeiſchen Platze aus iſt verboten. 
Dieſes Verbot findet jedoch keine Anwendung auf Verträge, durch welche 
der Unternehmer (S. 1) fib zugleich zur Weiterbeförderung vom überſeeiſchen 
Ausſchiffungshafen aus verpflichtet. 


F. 27. 

Der Unternehmer iſt verpflichtet, den Auswanderern an dem zu ihrer Ein⸗ 
ſchiffung oder Weiterbeförderung beſtimmten Orte bei jeder nicht von ihnen ſelbſt 
verſchuldeten Verzögerung der Beförderung von dem vertragsmäßig beſtimmten 
Abfahrtstag an ohne beſondere Vergütung Unterkunft und Verpflegung zu ge⸗ 
währen. 

$^ 28. 

Falls die Verzögerung länger als eine Woche dauert, hat der Auswanderer, 
unbeſchadet der ihm nach dem bürgerlichen Rechte etwa zuſtehenden Anſprüche 
auf Schadenserſatz, das Recht, von dem Vertrage zurückzutreten und die Jut 
erſtattung des gezahlten Ueberfahrtsgeldes zu verlangen. 


i $. 29. 

Die Rückerſtattung des Ueberfahrtsgeldes kann auch dann verlangt werden, 
wenn der Auswanderer oder einer der ihn begleitenden Familienangehörigen vor 
Antritt der Seereiſe ſtirbt oder nachweislich durch Krantheit oder durch ſonſtige 
außer ſeiner Macht liegende Zwiſchenfälle am Antritte der Seereiſe verhindert wird. 

Das Gleiche gilt, wenn in Fällen des §. 26 Abſatz 2 die Verhinderung 
im überſeeiſchen Ausſchiffungshafen eintritt, rückſichtlich des den Weiterbeförderungs⸗ 
koſten entſprechenden Theiles des Ueberfahrtsgeldes. 

Die Hälfte des Ueberfahrtsgeldes kann zurückverlangt werden, wenn der 
Auswanderer vor Antritt der Reiſe vom Vertrag aus anderen Gründen 
zurücktritt. 


EC VEDO rem 


F. 30. 

Wird das Schiff durch einen Seeunfall oder einen anderen Umſtand an 
der Fortſetzung der Reiſe verhindert oder zu einer längeren Unterbrechung derſelben 
genöthigt, fo ift der Unternehmer (S. 1) verpflichtet, ohne beſondere Vergütung 
den Auswanderern angemeſſene Unterkunft und Verpflegung zu gewähren und 
die Beförderung derſelben und ihres Gepäcks nach dem Beſtimmungsorte ſobald 
als möglich herbeizuführen. 

Dieſe Vorſchrift findet ſinngemäße Anwendung auf die Weiterbeförderung 
vom überſeeiſchen Ausſchiffungshafen aus ($. 26 Abſatz 2). 


F. 31. 


Vereinbarungen, welche den Beſtimmungen der $$. 27 bis 30 zuwider⸗ 
laufen, haben keine rechtliche Wirkung. 


F. 32. 

Der Unternehmer kann verpflichtet werden, zur Sicherſtellung der ihm aus 
ben $$. 27 bis 30 entſtehenden Verpflichtungen eine das Ueberfahrtsgeld um den 
halben Betrag überſteigende Summe zu verſichern oder einen der Verſicherungs⸗ 
ſumme entſprechenden Betrag zu hinterlegen. 


$. 33. 

f Der Unternehmer hat dafür Sorge zu tragen, daß das Schiff, mit welchem 
die Auswanderer befördert werden ſollen, für die beabſichtigte Reiſe völlig ſee⸗ 
tüchtig, vorſchriftsmäßig eingerichtet, ausgerüſtet und verproviantirt iſt. 

Die gleiche Verpflichtung trifft den Führer des Schiffes. 


$. 34. 
Jedes Auswandererſchiff unterliegt vor dem Antritte ber Reiſe einer Unter⸗ 
ſuchung über feine Seetüchtigkeit, Einrichtung, Ausrüſtung und Verproviantirung. 
Die Unterſuchung erfolgt durch amtliche, von den Landesregierungen be- 
ſtellte Beſichtiger. 
$. 35. 
Vor Abgang des Schiffes ift der Geſundheitszuſtand der Auswanderer und 
der Schiffsbeſatzung durch einen von der Auswanderungsbehörde (S. 40) zu be⸗ 
ſtimmenden Arzt zu unterſuchen. 


ds, 

Der Bundesrath erläßt Vorſchriften über bie Beſchaffenheit, Einrichtung, 
Ausrüſtung und Verproviantirung der Auswandererſchiffe, über die amtliche Be⸗ 
ſichtigung und Kontrole dieſer Schiffe, ferner über die ärztliche Unterſuchung der 
Reiſenden und der Schiffsbeſatzung vor der Einſchiffung, über die Ausſchließung 
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kranker Perſonen, über das Verfahren bei der Einſchiffung und über ben Schutz 
der Auswanderer in geſundheitlicher und ſittlicher Hinſicht. 

Die vom Bundesrath erlaſſenen Vorſchriften find durch das Reichs-Ge— 
ſetzblatt zu veröffentlichen und dem Reichstage bei feinem nächſten Zuſammen—⸗ 
tritte zur Kenntnißnahme vorzulegen. 


$. 37. 
Als Auswandererſchiffe im Sinne dieſes Geſetzes gelten alle nach außer⸗ 
europäiſchen Häfen beſtinunten Seeſchiffe, mit denen, abgeſehen von den Kajüts⸗ 
paſſagieren, mindeſtens fünfundzwanzig Reiſende befördert werden ſollen. 


VI. Auswanderungsbehörden. 
$. 38. 

Zur Mitwirkung bei Ausübung der dem Reichskanzler auf dem Gebiete 
des Auswanderungsweſens zuſtehenden Beſugniſſe wird ein ſachverſtändiger Bei 
rath gebildet, welcher aus einem Vorſitzenden und mindeſtens vierzehn Mitgliedern 
beſteht. Den Vorſitzenden ernennt der Kaiſer. Die Mitglieder werden vom 
Bundesrathe gewählt. Alle zwei Jahre findet eine Neuwahl ſämmtlicher Mit⸗ 
glieder ſtatt. Im Uebrigen wird bie Organiſation des Beiraths durch ein vom 
Bundesrathe zu erlaſſendes Regulativ und ſeine Thätigkeit durch eine ſelbſtgegebene 
Geſchäftsordnung geregelt. 

$. 39. 

Die Anhörung des Beiraths muß erfolgen vor Ertheilung der Erlaubniß 
für ſolche Unternehmungen, welche die Beſiedelung eines beſtimmten Gebiets in 
überſeeiſchen Ländern zum Gegenſtande haben, ſowie im Falle der Beſchränkung 
oder des Widerrufs der einem Unternehmer ertheilten Erlaubniß. 

Außerdem können auf dem Gebiete des Auswanderungsweſens von dem 
Reichskanzler geeignete wichtigere Fragen dem Beirathe zur Begutachtung vor⸗ 
gelegt und von letzterem Anträge an den Reichskanzler geſtellt werden. 


F. 40. 


Zur Ueberwachung des Auswanderungsweſens und der Ausführung der 
darauf bezüglichen Beſtimmungen ſind an denjenigen Hafenplätzen, für welche 
Unternehmer zugelaſſen ſind, von den Landesregierungen Auswanderungsbehörden 
zu beſtellen. 

eig 

In den Hafenorten übt der Reichskanzler die Aufſicht über das Aus— 
wanderungsweſen durch von ihm beſtellte Kommiſſare aus. 

Dieſe Kommiſſare ſind befugt, den im F. 34 vorgeſehenen Unterſuchungen 
beizuwohnen, auch ſelbſtändig Unterſuchungen der Auswandererſchiffe vorzunehmen. 
Sie haben die Landesbehörden auf die von ihnen wahrgenommenen Mängel und 
Verſtöße aufmerkſam zu machen und auf deren Abſtellung zu dringen. 

Die Führer von Auswandererſchiffen ſind verpflichtet, den Kommiſſaren 
auf Erfordern wahrheitsgetreue Auskunft über alle Verhältniſſe des Schiffes und 
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über deſſen Reiſe zu ertheilen, ſowie jederzeit das Betreten der Schiffsräume und 
die Einſicht in die Schiffspapiere zu geſtatten. 

Im Auslande werden die Obliegenheiten der Kommiſſare behufs Wahr⸗ 
nehmung der Intereſſen deutſcher Auswanderer von den Behörden des Reichs 
wahrgenommen, denen erforderlichenfalls beſondere Kommiſſare als Hülfsbeamte 
beizugeben ſind. 


VII. Beförderung von außerdeutſchen Häfen aus. 
G. Ae 
Durch Kaiſerliche Verordnung mit Zuſtimmung des Bundesraths können 
zur Regelung der Beförderung von Auswanderern und Paſſagieren auf deutſchen 
Schiffen, welche von außerdeutſchen Häfen ausgehen, Vorſchriften der im F. 36 
bezeichneten Art erlaſſen werden. 


VIII. Strafbeſtimmungen. 


$. 43. 


Unternehmer (S. 1), welche den Beſtimmungen der $$. 8, 22, 23, 25, 
32 und 33 Abſatz 1 oder den für die Ausübung ihres Geſchäftsbetriebs von 
den zuſtändigen Behörden erlaſſenen Vorſchriften zuwiderhandeln, werden mit 
Geldſtrafe von einhundertfünfzig bis zu ſechstauſend Mark oder mit Gefängniß 
bis zu ſechs Monaten beſtraft. 

Sind die Zuwiderhandlungen von einem Stellvertreter (S. 9) begangen 
worden, jo trifft die Strafe Melen? der Unternehmer ift neben demſelben ſtrafbar, 
wenn die Zuwiderhandlung mit ſeinem Vorwiſſen begangen iſt, oder wenn er 
bei der nach den Verhältniſſen möglichen eigenen Beaufſichtigung des Stell⸗ 
vertreters es an der erforderlichen Sorgfalt hat fehlen laſſen. 

Die gleiche Strafe trifft Schiffsführer, welche den ihnen im §. 33 Abſatz 2 
und im FK. 41 Abſatz 3 auferlegten Verpflichtungen oder den auf Grund des 
$. 36 erlaſſenen Vorſchriften zuwiderhandeln, ohne Unterſchied, ob bie Zuwider⸗ 
handlung im Inland ober im Auslande begangen ijt. 


F. 44. 
Agenten (S. 11), welche den Beſtimmungen bet i 
Abſatz 2, 23 und 25 oder den für die Ausübung ihres Geſchäftsbetriebs von 
den zuſtändigen Behörden erlaſſenen Vorſchriften zuwiderhandeln, werden mit 
Geldſtrafe von dreißig bis zu dreitauſend Mark oder mit Gefängniß bis zu drei 
Monaten beſtraft. 
Ke ët 
Wer ohne die nad) SS. 1 und 11 erforderliche Erlaubniß die Beförderung 
von Auswanderern betreibt oder bei einem ſolchen Betriebe gewerbsmäßig mit⸗ 
wirkt, wird mit Gefängniß bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu ſechs⸗ 
tauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. 
Reichs -Geſechöl. 1897. 75 
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Die gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher ſich zum Geſchäfte macht, zur 
Auswanderung anzuwerben. 
F. 46. 
Wer der Vorſchrift des §. 26 Abſatz 1 zuwiderhandelt, wird mit Geldſtrafe 
bis zu einhundertfünfzig Mark oder mit Haft beſtraft. 
H. 47. 
Wer den auf Grund des $. 42 erlaſſenen Vorſchriften zuwiderhandelt, 
wird mit Geldſtrafe von einhundertfünfzig bis zu ſechskauſend Mark oder mit 


7 


Gefängniß bis zu ſechs Monaten beſtraft. 


$. 48. 

Wer eine Frauensperſon zu dem Zwecke, fie ber gewerbsmäßigen Unzucht 
zuzuführen, mittelſt argliſtiger Verſchweigung dieſes Zweckes zur Auswanderung 
verleitet, wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren beſtraft. Neben der Zuchthaus⸗ 
ſtrafe iſt der Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte auszuſprechen; auch kann zu⸗ 
gleich auf Geldſtrafe von einhundertfünfzig bis zu ſechstauſend Mark ſowie auf 
Zuläſſigkeit von Polizeiaufſicht erkannt werden. 

Dieſelben Strafvorſchriften finden auf denjenigen Anwendung, welcher mit 
Kenntniß des vom Thäter in ſolcher Weiſe verfolgten Zweckes die Auswanderung 
der Frauensperſon vorſätzlich befördert; ſind mildernde Umſtände vorhanden, ſo 
tritt Gefängnißſtrafe nicht unter drei Monaten ein „neben welcher auf Geldſtrafe 
von einhundertfünfzig bis zu ſechstauſend Mark erkannt werden kann. 


Schlußbeſtimmungen. 
f $. 49. 
4/7 MEN. Welche Behörden in jedem Bundesftaat unter ber Bezeichnung: Aufſichts⸗ 
Le 7 ff. behörde, höhere Verwaltungsbehörde, Polizeibehörde zu verſtehen ſind, wird von 
| re d ag „der Zentralbehörde des Bundesſtaats bekannt gemacht. 
dé 7 ; ` dré 
MEI $. 50. 

Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1898 in Kraft. Mit bem gleichen Zeit⸗ 
punkt erlöſchen die auf Grund landesgeſetzlicher Vorſchriften ertheilten Genehmi⸗ 
gungen zur Beförderung oder zur Mitwirkung bei der Beförderung von Aus- 
wanderern. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 9. Juni 1897. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. 
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(Nr. 2394.) Verordnung zur Ausführung des Patentgeſetzes vom 7. April 1891. Vom 
5. Juni 1897. 


^ bal f : ` H * 4 en E , 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen ı. 

verordnen auf Grund der Beſtimmung im F. 17 des Patentgeſetzes vom 


7. April 1891 eichs⸗Geſetzbl. S. 79) im Namen des Reichs, nach erfolgter 
Zuſtimmung des Bundesraths, was folgt: 


Sen 
Im Patentamte wird für bie Patentanmeldungen eine weitere Abtheilung 
gebildet, welche die Bezeichnung 
d Anmeldeabtheilung V 
führt. 
2 
Für Beſchwerden gegen Beſchlüſſe der Anmeldeabtheilung V ſowie für die 
Erſtattung von Gutachten innerhalb des der Anmeldeabtheilung W zugewieſenen 
Geſchäftskreiſes iſt die Beſchwerdeabtheilung II zuſtändig. 
„ Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 5. Juni 1897. 


(L. S.) Wilhelm. 
von Boetticher. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 
Berlin, gedruckt in der Neichsdruckerei. 
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